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49 Verordnung 
über den Zuſchlag zur Kraftfahrzeugſteuer für das Rechnungsjahr 1934. 
Vom 28. Februar 1934. 


8 1 
Auf Grund des $ 19 Abſ. 2 des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes vom 18. November 1931 (G. Bl. 1932 
S. 7ff.) wird folgendes beſtimmt: 
Der Zuſchlag zur Kraftfahrzeugſteuer beträgt für das Rechnungsjahr 1934 10 vom Hundert. 


8 2 
Die Verordnung tritt am 1. April 1934 in Kraft. 


Danzig, den 28. Februar 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Hoppenrath 


50 Rechts verordnung 
über vorläufige Maßnahmen zur Vereinfachung der Hochſchulverwaltung. 
Vom 28. Februar 1934. 


Auf Grund von $ 1 Ziff. 10 $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat vom 
24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
8 1 
Die Verordnung betr. Anderung der Organiſation der Techniſchen Hochſchule vom 13. Oktober 
1933 wird aufgehoben. 5 
Zur Sicherung einer einheitlichen Führung der Hochſchule gehen die auf Grund der Verfaſſung 
vom 27. 9. 1932 beſtehenden Rechte des Senats der Hochſchule auf den Rektor über. Der Senat 
bleibt jedoch als beratende Körperſchaft beſtehen. Er tritt auf Berufung des Rektors zuſammen. Ab⸗ 
ſtimmungen finden nicht ſtatt. a 
8 2 5843 
Der Rektor wird vom Senat der Freien Stadt Danzig aus der Zahl der ordentlichen Pro⸗ 
feſſoren auf die Dauer eines Jahres ernannt. Der Senat der Freien Stadt Danzig kann die Amts⸗ 
dauer ohne Anhörung der Hochſchule verlängern. Der Rektor ſchlägt dem Senat der Freien Stadt 
Danzig nach Anhörung des Senats der Hochſchule drei geeignete Perſönlichkeiten vor. Der Rektor iſt 
dem Senat der Freien Stadt Danzig für die Erfüllung der Aufgaben der Hochſchule verantwortlich. 
Er hat die Einhaltung der Hochſchulverfaſſung zu überwachen. 5 
i 9 3 
Der Rektor ernennt ſeinen Stellvertreter. Er ernennt ferner die Dekane der Fakultäten. Die ab⸗ 
gehenden Dekane haben dem Rektor für die Ernennung der Dekane nach Anhörung der Fakultät 
drei Perſonen vorzuschlagen. f i : 
Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 22. 3. 1934.) 
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Die Dekane ernennen nach Anhörung der Abteilungen die Abteilungsvorſteher als ihre Ver⸗ 
treter. N 

Endlich ernennt der Rektor einen Obmann aus dem Kreiſe der nichtbeamteten Hochſchullehrer und 
wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten. Wiederernennung iſt zuläſſig. 

Die in Abſatz 1 bis 3 erwähnten Ernennungen bedürfen der Zuſtimmung des Senats, Abtei⸗ 
lung V. Sie erfolgen auf die Dauer eines Jahres. 


8 4 
Dem Senat der Hochſchule gehören an: 

Der Rektor und ſein Stellvertreter; 

Die Dekane und Abteilungsvorſteher; 

Der Obmann aus dem Kreiſe der nichtbeamteten Hochſchullehrer und wiſſenſchaftlichen Aſſi⸗ 
ſtenten, ſowie zwei von dieſen zu benennende Vertreter aus dem Kreiſe der nichtbeam⸗ 
teten Hochſchullehrer und wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten. 

Die Verhandlungen des Senats, der Fakultäten und Abteilungen unterliegen dem Dienſtge⸗ 
heimnis. Nichtbeamtete Mitglieder ſind durch Handſchlag an Eidesſtatt für die Dauer ihrer Zugehö⸗ 
rigkeit zur treuen und gewiſſenhaften Führung ihres Amtes und Verſchwiegenheit zu verpflichten. 
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Der Fakultät gehören an: Die ordentlichen Profeſſoren und die auf Vorſchlag der Fakultät 
vom Rektor zu Abteilungsmitgliedern ernannten außerordentlichen Profeſſoren, der vom Obmann für 
jede Fachabteilung benannte Vertreter aus dem Kreiſe der nichtbeamteten Hochſchullehrer und wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Aſſiſtenten. ö N „ ee 

Die Befugniſſe und Obliegenheiten der Fakultät werden wie folgt erweitert. sa 

Aufſtellung der Vorſchläge für die Berufung neuer Lehrkräfte nebſt Bildung der Berufungs⸗ 
ausſchüſſe und für die Erteilung von Lehraufträgen, Stellung der Anträge auf Bewilligung von 
Lehrmitteln und deren Verteilung auf die einzelnen Lehrfächer, ſowie die Begutachtung von Anträgen 
auf Bewilligung von Mitteln, die von einzelnen Angehörigen der Fakultät für ihre Lehrfächer ge⸗ 
ſtellt werden. 

Die Stellung und Begutachtung von Anträgen auf Schaffung und Aufhebung von Aſſiſtenten⸗ 
ſtellen und auf Bewilligung von Mitteln für Aſſiſtenzleiſtungen. 

Die Beantragung der Verleihung der Würde eines Doktor⸗Ingenieur Ehren halber, eines 
Doktors der techniſchen Wiſſenſchaften Ehren halber, des Dr. phil. Ehren halber und der Akade⸗ 
miſchen Ehrenbürgerſchaft durch Rektor und Senat. 
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Den Fachabteilungen als Unterglieder der Fakultät gehören an: Die ordentlichen Profeſſoren 
der einzelnen Facheinrichtungen, die auf Vorſchlag der Fakultät vom Rektor zu Abteilungsmitgliedern 
ernannten außerordentlichen Profeſſoren der einzelnen Fachrichtungen und der vom Obmann für jede 
Fachabteilung benannte Vertreter aus dem Kreiſe der nichtbeamteten Hochſchullehrer und wiſſenſchaft⸗ 
lichen Aſſiſtenten. . i 


Der Dekan bezw. deſſen Vertreter beſtimmt die Kommiſſion und Berichterſtatter der Fa⸗ 
kultät bezw. Fachabteilung. Hierbei ſind Vertreter aus dem Kreiſe der nichtbeamteten Hochſchullehrer 
und wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten mit heranzuziehen. Die Fakultät bezw. Abteilung hat beratende 
Funktion. Ihr ſind vom Dekan bezw. deſſen Vertreter alle wichtigen Fakultätsangelegenheiten bezw. 
Abteilungsangelegenheiten vorzulegen. Abſtimmungen finden nicht ſtatt. Fakultäts⸗ bezw. Abteilungs⸗ 
mitglieder haben im einzelnen das Recht, den Vorſchlägen des Dekans bezw. deſſen Vertreters oder der 
Kommiſſionen Sondervoten beizufügen. i 

Zu allen Fakultätsſitzungen bezw. Abteilungsſitzungen ſind der Rektor und die Dekane aller Fa⸗ 
kultäten einzuladen. Dieſelben können ſich vertreten laſſen. f 

5 8 8 > 

Der Schriftwechſel der Fakultäten und Fachabteilungen und einzelner Mitglieder des Lehrkörpers 
iſt, ſoweit er Perſonal⸗ und Studienangelegenheiten betrifft, über den Rektor weiterzuleiten. Ebenſo 
iſt der Rektor von beabſichtigten mündlichen Verhandlungen über Perſonal⸗ und Studienangelegen⸗ 
heiten zu unterrichten. a 8 f 

Im übrigen bleibt es bei der Handhabung des Schriftverkehrs bei dem bisherigen Verfahren. 


Schlußbeſtimmungen 
8 9 
Soweit im Vorſtehenden keine Regelung getroffen iſt, treten die Vorſchriften der Hochſchulver⸗ 
faſſung vom 27. 9. 1932 wieder in Kraft. $ 9 vorletzter und letzter Abſatz dieſer Verfaſſung er⸗ 
halten jedoch folgende Faſſung: 

Die Bedingungen für die Habilitation als Privatdozent ergeben ſich aus der Habilitations⸗Ord⸗ 
nung mit der Maßgabe, daß die Lehrbefugnis nur auf ſechs Jahre erteilt wird. Iſt der Privat⸗ 
dozent mit Ablauf dieſer Friſt nicht zum nichtbeamteten außerordentlichen Profeſſor ernannt, ſo erliſcht 
ſeine Lehrbefugnis. 

Die nicht unter Abſatz 1—3 fallenden Beamten der Hochſchule werden vom Senat der Freien 
Stadt Danzig nach Anhörung der Hochſchule ernannt. 

Der Senat erläßt die zur Durchführung dieſer Verordnung erforderlichen Vorſchriften. 


Danzig, den 28: Februar 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Boeck 


51 Verordnung 
betreffend Abänderung der Rechtsverordnung betreffend Genehmigungserfordernis für 
die Niederlaſſung zuziehender Arzte, Zahnärzte und Heilkundiger vom 7. Juli 1933. 
Vom 9. März 1934. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 49 und 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juli 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
Die Rechtsverordnung betreffend Genehmigungserfordernis für die Niederlaſſung zuziehender 
Arzte, Zahnärzte und Heilkundiger vom 7. Juli 1933 (G. Bl. S. 321) findet, nachdem die Nieder⸗ 
laſſung von zuziehenden Arzten durch die Vorſchriften der Arzteordnung geregelt iſt, auf Arzte keine 
Anwendung mehr. 
5 82 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Veröffentlichung in Kraft. 


Danzig, den 9. März 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


52 5 Verordnung 
zur Ausführung der Rechtsverordnung zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes. 
Vom 9. März 1934. 


Auf Grund des $ 17 der Rechtsverordnung zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes vom 24. 
November 1933 (G. Bl. S. 581) wird hiermit verordnet: 10 E ( 


Artikel ! 
— (zu 8 1 Abſ. 1, 2 der Rechtsverordnung) 5 
(1) Die Unfruchtbarmachung ſetzt voraus, daß die Krankheit durch einen Arzt mit einer für das 
Gebiet der Freien Stadt Danzig anerkannten Approbation einwandfrei feſtgeſtellt iſt, mag ſie auch 
nur vorübergehend aus einer verborgenen Anlage ſichtbar geworden ſein. a j 
(2) Der Antrag auf Unfruchtbarmachung ſoll nicht geſtellt werden, wenn der Erbkranke infolge 
hohen Alters oder aus anderen Gründen nicht fortpflanzungsfähig iſt, oder wenn der zuſtändige Amts⸗ 
arzt beſcheinigt hat, daß der Eingriff eine Gefahr für das Leben des Erbkranken bedeuten würde, oder 
wenn er wegen Anſtaltsbedürftigkeit in einer geſchloſſenen Anſtalt dauernd verwahrt wird. Die Anſtalt 
muß volle Gewähr dafür bieten, daß die Fortpflanzung unterbleibt. Ein fortpflanzungsfähiger Erb⸗ 
kranker, der in einer geſchloſſenen Anſtalt verwahrt wird, darf nicht entlaſſen oder beurlaubt werden, 
bevor der Antrag geſtellt und über ihn entſchieden iſt. ; 
(8) Die Unfruchtbarmachung ſoll nicht vor Vollendung des zehnten Lebensjahres vorgenommen 
werden. 
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(4) Die Anfruchtbarmachung erfolgt in der Meile, daß ohne Entfernung der Hoden oder Eter⸗ 
ſtöcke die Samenleiter oder Eileiter verlegt, undurchgängig gemacht oder durchgetrennt werden. 


Artikel II 
(zu § 2 Abſ. 2) 

(1) Wird der Antrag von dem geſetzlichen Vertreter geſtellt, fo iſt ärztlich zu beſcheinigen, daß 
dieſer über das Weſen und die Folgen der Unfruchtbarmachung aufgeklärt worden iſt. 

(2) Dem Unfruchtbarzumachenden oder ſeinem geſetzlichen Vertreter iſt ein Merkblatt über die 
Unfruchtbarmachung auszuhändigen. 

Artikel III 
(zu 88 3, 4) 

(1) Beamteter Arzt im Sinne der 88 3, 4, 6 Abſ. 2, 8, 11, 12 der Rechtsverordnung zur Ver⸗ 
hütung erbkranken Nachwuchſes und im Sinne dieſer Verordnung iſt der örtlich zuſtändige Kreisarzt 
und ſein Stellvertreter. 5 

(2) Strafanſtalten im Sinne der Rechtsverordnung ſind Anſtalten, in denen Strafgefangene 
oder Unterſuchungsgefangene untergebracht oder in denen mit Freiheitsentziehung verbundene Maß⸗ 
regeln der Sicherung und Beſſerung vollzogen werden. Als Pflegeanſtalten gelten auch Fürſorgeer⸗ 
ziehungsanſtalten. 

(3) Sit der Anſtaltsleiter nicht ſelbſt Arzt, jo bedarf fein Antrag auf Unfruchtbarmachung 
der Zuſtimmung des Anſtaltsarztes. 

(4) Wird einem approbierten Arzt in ſeiner Berufstätigkeit eine Perſon bekannt, die an einer 
Erbkrankheit (§S 1 Abſ. 1, 2) oder an ſchwerem Alkoholismus leidet, jo hat er dem zuſtändigen 
Amtsarzt hierüber unverzügliche Anzeige zu erſtatten. Die gleiche Verpflichtung haben ſonſtige Per⸗ 
ſonen, die ſich mit der Heilbehandlung, Unterfuhung oder Beratung von Kranken befaſſen. Bei 
Inſaſſen von Anſtalten trifft den Anſtaltsleiter die Anzeigepflicht. 

(5) Hält der beamtete Arzt die Anfruchtbarmachung für geboten, To ſoll er dahin wirken, daß 
der Unfruchtbarzumachende ſelbſt oder ſein geſetzlicher Vertreter den Antrag ſtellt. Unterbleibt dieſe, ſo 
hat er ſelbſt den Antrag zu ſtellen. 

Artikel IV 
(zu §8 6 bis 10) 

(1) Soweit nicht in der Rechtsverordnung oder in dieſer Verordnung etwas anderes beſtimmt 
iſt, finden auf das Verfahren vor den Erbgeſundheitsgerichten und den Erbgeſundheitsobergerichten 
die Vorſchriften des Reichs⸗Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit in der 
für Danzig geltenden Faſſung entſprechende Anwendung. 

(2) Die nichtbeamteten ärztlichen Mitglieder der Erbgeſundheitsgerichte und der Erbgeſund⸗ 
heitsobergerichte erhalten Reiſekoſten nach den für Beamte der Beſoldungsgruppe A 2a geltenden 
Beſtimmungen. 

(3) Das Erbgeſundheitsgericht und das Erbgeſundheitsobergericht können nach Anhörung des 
beamteten Arztes die Anterbringung des Unfruchtbarzumachenden in einer geeigneten Krankenanſtalt 
bis zur Dauer von ſechs Wochen anordnen. 


Artikel V 
Gu § 11) 
(1) Für die Ausführung des chirurgiſchen Eingriffs werden beſtimmt: 
1. Die Staatliche Frauenklinik, 
2. Das Städtiſche Krankenhaus — Chirurgiſche Abteilung — 
in Danzig. 

(2) Es muß volle Gewähr dafür geboten ſein, daß der Eingriff durch einen chirurgiſch geſchulten 
Arzt vorgenommen wird. 

Artikel VI) 
Gu $ 12) 

(1) Hat das Gericht die Unfruchtbarmachung endgültig beſchloſſen, ſo hat der beamtete Arzt 
den Anfruchtbarzumachenden und ſeinen geſetzlichen Vertreter ſchriftlich aufzufordern, den Eingriff binnen 
zwei Wochen vornehmen zu laſſen; die in Betracht kommenden Anſtalten ſind ihm dabei zu benennen. 

(2) Hat der Anfruchtbarzumachende oder ſein geſetzlicher Vertreter nicht allein den Antrag ge⸗ 
ſtellt, ſo iſt ihm ferner mitzuteilen, daß der Eingriff auch gegen ſeinen Willen vorgenommen werden 
wird. 
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(3) Das Gericht hat anzuordnen, daß die Vornahme des Eingriffs ausgeſetzt wird, wenn durch 
ein Zeugnis des zuständigen Amtsarztes nachgewieſen wird, daß die Unfruchtbarmachung mit Le⸗ 
bensgefahr für den Evbkranken verbunden wäre. 

(4) Hat ſich der Unfruchtbarzumachende auf ſeine Koſten in eine geſchloſſene Anſtalt aufnehmen 
laſſen, die volle Gewähr dafür bietet, daß die Fortpflanzung unterbleibt, ſo ordnet das Gericht auf 
ſeinen Antrag an, daß die Vornahme des Eingriffs ſolange ausgeſetzt wird, als er ſich in dieſer oder 
in einer gleichartigen Anſtalt befindet. Iſt der Anfruchtbarzumachende geſchäftsunfähig oder hat er 
das achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet, ſo iſt ſein geſetzlicher Vertreter antragsberechtigt. Iſt 
die Ausſetzung vor Vollendung des achtzehnten Lebensjahres erfolgt, ſo kann der Unfruchtbarzu⸗ 
machende nach dieſem Zeitpunkt die Wiederaufhebung der Ausſetzung beantragen. 

(5) Iſt bei Ablauf der Friſt (Abſ. 1) der Eingriff noch nicht erfolgt, und hat ſich der Unfrucht⸗ 
barzumachende auch nicht in eine geſchloſſene Anſtalt begeben oder iſt er daraus wieder entwichen, 
ſo iſt der Eingriff mit Hilfe der Polizeibehörde, nötigenfalls unter Anwendung unmittelbaren Zwanges, 
in der von dem beamteten Arzt bezeichneten Anſtalt auszuführen. Bei Jugendlichen darf der Ein⸗ 
griff unter Anwendung unmittelbaren Zwanges nicht vor Vollendung des vierzehnten Lebensjahres 
ausgeführt werden. Die Polizeibehörde hat den beamteten Arzt über die getroffenen Maßnahmen 
zu unterrichten. 

(6) Der Leiter einer Anitalt, die eine Perſon aufnimmt, deren Unfruchtbarmachung endgültig be⸗ 
ſchloſſen iſt, hat dem für das Verfahren zuſtändigen beamteten Arzt die Aufnahme unverzüglich mit⸗ 
zuteilen. Entweicht der Unfruchtbarzumachende, jo iſt der beamtete Arzt unverzüglich zu benachrich⸗ 
tigen. Der Unfruchtbarzumachende darf nur dann aus der Anſtalt entlaſſen oder beurlaubt werden, 
wenn er unfruchtbar gemacht oder die Entſcheidung über die Unfruchtbarmachung wieder aufge⸗ 
hoben worden iſt. 

Artikel VII 
(zu $ 13) 

(1) Wer den Koſtenbedarf für den chirurgiſchen Eingriff nicht oder nicht ausreichend aus eigenen 
Kräften und Mitteln beſchaffen kann und ihn auch nicht von anderer Seite, insbeſondere von Ange⸗ 
hörigen erhält, iſt hilfsbedürftig im Sinne des Unterſtützungswohnſitzgeſetzes. 

(2) Die öffentliche Fürſorge hat weder gegen den Unfruchtbargemachten noch ſeine Eltern oder 
ſeinen Ehegatten einen Anſpruch auf Erſatz der Koſten des ärztlichen Eingriffs. 

(3) Kommunalverband im Sinne des § 13 Abf. 2 der Rechtsverordnung iſt der Landarmenver⸗ 
band. 

(4) Als durchſchnittliche Pflegeſätze ſind die in den öffentlichen Krankenanſtalten von der Allge⸗ 
meinen Ortskrankenkaſſe in Danzig durchſchnittlich gezahlten Beträge anzuſehen. 


Artikel VIII 
(zu 8 14) 
Nimmt ein Arzt eine Unfruchtbarmachung oder eine Entfernung der Keimdrüſen zur Abwendung 
einer ernſten Gefahr für das Leben oder die Geſundheit vor, ſo hat er dem zuſtändigen Amtsarzt 
binnen drei Tagen nach Vornahme des Eingriffs einen ſchriftlichen Bericht zu erſtatten. 


| Artikel IX 
Wer vorſätzlich oder fahrläſſig der ihm in 8 11 Abi. 2 der Rechtsverordnung, Artikel III 
Abſ. 4, Artikel VI, Abſ. 6, Artikel VIII auferlegten Anzeigepflicht zuwiderhandelt, wird mit Geldſtrafe 
bis zu einhundertfünfzig Gulden beſtraft. 
Artikel X 
Die Gerichtsakten und die Berichte über die Ausführung des Eingriffs ſind nach Abſchluß des 


Verfahrens der Senatsabteilung für Geſundheitsweſen und Bevölkerungspolitik zur Aufbewahrung 
zu überſenden. 


Artikel XI 
Die Verordnung tritt mit der Veröffentlichung in Kraft. 


Danzig, den 9. März 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig i 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer f Ei 
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5 i Rechtsverordnung 


denen Mißbräuche bei der Eheſchließung und der Annahme an Kindes Statt. 
Vom 28. Februar 1934. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 26 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel ! 
Mißbrauch von Ehe und Kindesannahme 
Das Bürgerliche Geſetzbuch wird wie folgt geändert: 


1. Hinter $ 1325 wird folgende Vorſchrift als $ 1325 a eingeſtellt: 


§ 1325 a 
Eine Ehe iſt nichtig, wenn ſie ausſchließlich oder vorwiegend zu dem Zwecke geſchloſſen iſt, 
der Frau die Führung des Familiennamens des Mannes zu ermöglichen, ohne daß die eheliche 
Lebensgemeinſchaft begründet werden ſoll. i 
Haben die Ehegatten nach der Eheſchließung fünf Jahre oder, falls einer von ihnen vorher 
geſtorben iſt, bis zu ſeinem Tode, jedoch mindeſtens drei Jahre als Ehegatten miteinander ge⸗ 
lebt, ſo iſt die Ehe als von Anfang an gültig anzuſehen. Dieſe Vorſchrift findet keine Anwen⸗ 
dung, wenn bei dem Ablaufe der fünf Jahre oder zur Zeit des Todes des einen Ehegatten die 
Nichtigkeitsklage erhoben iſt. 
2. Dem $ 1699 wird folgender Abſ. 3 angefügt: 
Ein Kind aus einer nach 8 1325 a nichtigen Ehe gilt nicht als ehelich. ! 
3. Dem $ 1703 wird folgender Abſ. 2 angefügt: 
Dieſe Vorſchriften gelten auch für ein Kind aus einer nach $ 1325 a nichtigen Ehe. 
4. § 1754 erhält folgende Faſſung: 
Die Annahme an Kindes Statt tritt mit der rechtskräftigen Beſtätigung des Annahmever⸗ 
trags in Kraft. Die Vertragſchließenden ſind ſchon vor der Beſtätigung gebunden. 
Die Beſtätigung iſt nur zu verſagen, f 

1. wenn ein geſetzliches Erfordernis der Annahme an Kindes Statt fehlt, 

2. wenn begründete Zweifel daran beſtehen, daß durch die Annahme ein dem Eltern⸗ 
und Kindesverhältnis entſprechendes Familienband hergeſtellt werden ſoll, 

3. wenn vom Standpunkt der Familie des Annehmenden oder im öffentlichen Intereſſe 
wichtige Gründe gegen die Herſtellung eines Familienbandes zwiſchen den Vertrag⸗ 
ſchließenden ſprechen. 

Wird die Beſtätigung endgültig verſagt, ſo verliert der Vertrag ſeine Kraft. 
Vor der Entſcheidung über den i iſt der Senat der Freien Stadt Danzig 
zu hören. . 
8 1770 erhält folgende Saffuna: 
Die Aufhebung des Annahmeverhältniſſes tritt mit der Beſtätigung in Kraft. Die Beſtä⸗ 
tigung iſt nur zu verſagen, wenn ein geſetzliches Erfordernis der Aufhebung fehlt. 
Die für die Annahme an Kindes Statt geltenden Vorſchriften der 88 1750, 1751, 1753, 
des § 1754 Abi. 1 Satz 2, Abſ. 2 Satz 2 und des $ 1755 gelten auch für die eee 


Artikel II 
Ehenichtigkeits⸗ und Feſtſtellungsverfahren 
8 

Die auf $ 1325 a des Bürgerlichen Geſetzbuchs geſtützte Ehenichtigkeitsklage kann nur von den 

Staatsanwalt en werden. 
82. 

Sit eine nad) 8 1325 a nichtige Ehe durch den Tod des Mannes oder durch Scheidung auf⸗ 
gelöſt, bevor ſie für nichtig erklärt iſt, ſo kann der Staatsanwalt gegen die Frau auf Feſtſtellung der 
Nichtigkeit klagen. 

Iſt die Frau geſtorben, bevor die Ehe für nichtig erklärt oder 2 955 die Nichtigkeit nach Abſ. 1 
feſtgeſtellt iſt, ſo kann der Staatsanwalt gegen ein Kind der 8 a 8 der aus $ 1699 
Abſ. 3 ſich ergebenden Unehelichkeit klagen. 
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Soweit ſich aus Vorſtehendem nichts anderes ergibt, finden auf die Feſtſtellungsklage gegen die 
Frau die Vorſchriften über die Ehenichtigkeitsklage, auf die Feſtſtellungsklage gegen das Kind die 
Vorſchriften über die Klage auf Feſtſtellung eines Eltern⸗ und Kindesverhältniſſes mit folgenden 
Maßgaben entſprechende Anwendung: 

Die Klage iſt vor dem Gerichte zu erheben, das zur Zeit der Auflöſung der Ehe für die Ehe⸗ 
nichtigkeitsklage zuſtändig geweſen wäre. 

Stirbt der Mann vor der Rechtskraft des Nichtigkeitsurteils, ſo kann der Staatsanwalt zur Fe⸗ 
ſtellungsklage gegen die Frau übergehen. Stirbt die Frau vor der Rechtskraft des Nichtigkeits⸗ oder 
Feſtſtellungsurteils, ſo kann der Staatsanwalt zur Feſtſtellungsklage gegen das Kind übergehen. 


8 4 

Auf Erſuchen des Staatsanwalts iſt die Feſtſtellung der Nichtigkeit der Ehe ($ 2 Abſ. 1) in der 
Heiratsurkunde, die Feſtſtellung der Unehelichkeit eines Kindes ($ 2 Abi. 2) in der Geburtsurkunde 
des Kindes am Rande zu vermerken. Dem Erſuchen iſt eine mit dem Rechtskraftzeugnis verſehene Aus⸗ 
fertigung des Urteils beizufügen. 

Werden durch die Nichtigkeit der Ehe die Standesverhältniſſe anderer Perſonen betroffen, jo kann 
der Staatsanwalt auf Grund des Nichtigkeits⸗ oder Aufhebungsurteils um die Beiſchreibung entſpre⸗ 
chender Nandvermerke erſuchen. 8 
i Artikel III 
Kindesannahmeverfahren 

Das Geſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit wird wie folgt geändert: 
1. Hinter $ 66 wird folgende Vorſchrift als 8 66 4 eingeftellt: i 
§ 66 a 8 i 

Über den Antrag auf Beſtätigung des Annahmevertrags iſt der Senat der Freien Stadt 

Danzig zu hören. 2 > 85353 : : 
2. Die SS 67, 68 erhalten folgende Faſſung: 
8 67 

Der Beſchluß, durch den der Annahmevertrag beſtätigt wird, iſt auch dem Senat der 
Freien Stadt Danzig bekanntzumachen. 

Der Beſchluß, durch den die vertragliche Aufhebung des Annahmeverhältniſſes beſtätigt 
wird, tritt mit der Bekanntmachung an den Annehmenden in Wirkſamkeit; nach dem Tode des 
Annehmenden tritt der Beſchluß, unbeſchadet des 8 1753 Abſ. 3 und des $ 1770 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs, mit der Bekanntmachung an das Kind, im Falle des $ 1769 des Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuchs mit der Bekanntmachung an die übrigen Beteiligten in Wirkſamkeit. Das Gericht iſt 
zu einer Anderung des Beſchluſſes nicht befugt. : 

| SB 5 . 

Gegen den Beſchluß, durch den der Annahmevertraa beſtätigt wird, fteht dem Senat der 
Freien Stadt Danzig die ſofortige Beſchwerde zu. Der Beſchluß, durch den der Vertrag über die 
Aufhebung des Annahmeverhältniſſes beſtätigt wird, iſt unanfechtbar. 

Gegen den Beſchluß, durch den die Beſtätigung eines Annahme⸗ oder Aufhebungsvertrags 
verſagt wird, ſteht jedem Vertragſchließenden die ſofortige Beſchwerde zu, auch wenn er die Be⸗ 
ſtätigung nicht beantragt hatte. f 

§ 22 Abſ. 2, § 24 Abſ. 3 und 8 26 Abſ. 2 finden keine Anwendung. 


Artikel IV 


Der Senat wird ermächtigt, zur Durchführung und Ausführung allgemeine Verwaltungsvor⸗ 
ſchriften zu erlaſſen. 5 
Artikel V 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 28. Februar 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 
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54 Rechts verordnung 
betr. Abänderung der Rechtsverordnung zur Wahrung des Anfehens nationaler 
Verbände vom 10. Oktober 1933 (G. Bl. S. 502). 
Vom 6. März 1934. 


Artikel ! 
Auf Grund des $ 1 Ziffer 9, 28, $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 
vom 26. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird mit Geſetzeskraft folgendes verordnet: 


8 1 
§ 1 Abſatz 1 der Rechtsverordnung zur Wahrung des Anſehens nationaler Verbände vom 10. 
Oktober 1933 (G. Bl. S. 502) erhält nachſtehende Faſſung: 

„Wer die Uniform oder die beſonderen Abzeichen eines Verbandes, der hinter der 
Regierung der Freien Stadt Danzig ſteht, im Beſitz oder Gewahrſam hat, ohne dazu als 
Mitglied des Verbandes oder ſonſtwie befugt zu ſein, wird mit Gefängnis bis zu 2 Jahren 
beſtraft. Händler und Herſteller der bezeichneten Gegenſtände ſind zu ihrem Beſitz oder 

Gewahrſam nur dann befugt, wenn ſie das Einverſtändnis des Verbandes beſitzen.“ 

Artikel I 


§ 2 der zweiten Ausführungsverordnung zur Rechtsverordnung zur Wahrung des Anſehens 
nationaler Verbände vom 6. Januar 1934 (G. Bl. S. 10) wird geſtrichen. 


Artikel III 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 6. März 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning v. Wnuck 


55 Berichtigung. 


In der Verordnung gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher und über Maßregeln der Sicherung 
und Beſſerung vom 28. Februar 1934 (G. Bl. S. 73) heißt es im Art. II Ziffer 7 „eines“ anſtatt 
„einem“, ferner in Ziffer 25 „Strafſchärfung für gefährliche“ anſtatt „Strafverſchärfung für ge⸗ 
wöhnliche“. Ferner heißt es im Art. VII Ziffer 2 „unbeſchränkt“ anſtatt „beſchränkt“, das Komma 
hinter „muß“ fällt fort. 


Danzig, den 12. März 1934. 8 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


